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Reform des Lebenspartnerschaftsgesetzes 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Am 1. August 2001 trat das Lebenspartnerschaftsgesetz in Kraft. Das Gesetz 
schafft mit der „Eingetragenen Lebenspartnerschaft“ ein eigenes familienrecht- 
liches Institut für gleichgeschlechtliche Paare. Die „Eingetragene Lebenspart- 
nerschaft“ bietet gleichgeschlechtlichen Paaren erstmals die Möglichkeit der 
rechtlichen Absicherung. Das Gesetz sieht u. a. Regelungen vor im Unterhalts- 
recht, im Miet- und Erbrecht, im Sozialversicherungsrecht und im Auslän- 
derrecht. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 17. Juli 2002 
(1 BvF 1/01, 1 BvF 2/01) die Verfassungsgemäßheit des Lebenspartnerschafts- 
gesetzes bestätigt. Ein Verstoß gegen Artikel 6 Abs. 1 GG sei nicht gegeben. 
Die Eingetragene Lebenspartnerschaft berühre nicht die grundrechtlich ge- 
schützte Eheschließungsfreiheit, da verschiedengeschlechtlichen Paaren die 
Ehe grundsätzlich verschlossen bleibe. Das Strukturprinzip der Ehe sei durch 
das Lebenspartnerschaftsgesetz nicht betroffen. Aus der Zulässigkeit, die Ehe 
gegenüber anderen Lebensformen zu privilegieren, lasse sich kein Gebot her- 
leiten, diese gegenüber der Ehe zu benachteiligen. Am 1. Januar 2005 trat das 
Gesetz zur Überarbeitung des Lebenspartnerschaftsrechts in Kraft. Das Gesetz 
sieht weitere Rechte für Eingetragene Lebenspartnerschaften vor, so z. B. eine 
weitgehende Übernahme des ehelichen Güter- und Unterhaltsrechts, die Zulas- 
sung der Stiefkindadoption, die Einführung des Versorgungsausgleichs sowie 
die Einbeziehung der Lebenspartner in die Hinterbliebenenversorgung. Nach 
wie vor bleiben jedoch wichtige Rechtsbereiche ungeregelt. Wesentliche 
Rechte bleiben gleichgeschlechtlichen Paaren, die in einer Eingetragenen 
Lebenspartnerschaft Zusammenleben, damit verwehrt. So fehlen u. a. Änderun- 
gen im Einkommens- und Erbschaftssteuerrecht und im Beamtenrecht. Auch 
fehlt eine bundeseinheitliche Behördenzuständigkeit für die Begründung der 
Lebenspartnerschaft beim Standesamt sowie ein gemeinsames Adoptionsrecht 
für die eingetragenen Lebenspartner. 


1 . Liegen der Bundesregierung genaue Zahlen darüber vor, wie viele Eingetra- 
gene Lebenspartnerschaften seit Inkrafttreten des Lebenspartnerschaftsge- 
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setzes am 1 . August 200 1 in der Bundesrepublik Deutschland geschlossen 
worden sind? 


Nein. 


2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass das familienrechtliche Institut 
der Eingetragenen Lebenspartnerschaft mittlerweile in der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit gleichberechtigt neben der Ehe steht? 

a) Wenn ja, warum? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

Da Lebenspartnerschaften erst seit dem Inkrafttreten des Lebenspartnerschaftsge- 
setzes am 1. August 2001 begründet werden können, liegen der Bundesregierung 
keine gesicherten Erkenntnisse über die Akzeptanz dieses Instituts in der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit vor. 


3. Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass die Möglichkeit der rechtlichen 
Absicherung einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft durch die Eingetra- 
gene Lebenspartnerschaft dazu beigetragen hat, Vomrteile gegenüber 
gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaften abzubauen? 

Ja. 


4. Plant die Bundesregierung eine Überarbeitung oder Ergänzung des Lebens- 
partnerschaftsgesetzes? 

a) Wenn ja, wann ist mit der Vorlage eines entsprechenden Gesetzentwurfs 
zu rechnen? 

b) Wenn ja, welche Rechtsbereiche werden davon erfasst? 

c) Wenn nein, warum nicht? 

Der Koalitionsvertrag der die Bundesregierung tragenden Parteien stellt fest: 
„Unsere Gesellschaft ist toleranter geworden. Sie nimmt auf Minderheiten 
Rücksicht und akzeptiert unterschiedliche Lebensentwürfe. Unsere Rechtspoli- 
tik wird diese Entwicklung weiter begleiten und fördern.“ Deshalb prüft die 
Bundesregierang mit der gebotenen Sorgfalt den gesetzgeberischen Handlungs- 
bedarf 


5. Ergibt sich aus den ersten Erfahrangen über Auflösungen von Eingetrage- 
nen Lebenspartnerschaften (Süddeutsche Zeitung vom 2. Januar 2006) 
Handlungsbedarf für den Gesetzgeber? 

Nein. 


6. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass die im Lebenspartnerschafts- 
gesetz vorgesehenen Rechte und Pflichten für Eingetragene Lebenspartner 
in einem ausgewogenen Verhältnis zueinander stehen? 

a) Wennja, waram? 

b) Wenn nein, ist die Bundesregierang der Auffassung, dass die rechtliche 
Ungleichgewichtung zwischen Rechten und Pflichten rechtlich und 
sachlich gerechtfertigt ist? 
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Das Lebenspartnerschaftsgesetz regelt die Rechte und Pflichten der Lebens- 
partner genauso ausgewogen wie das vergleichbare Eherecht. Die Bundesregie- 
rung kann deshalb eine rechtliche Ungleichgewichtung zwischen Rechten und 
Pflichten im Lebenspartnerschaftsgesetz nicht erkennen. 


7. Ergibt sich nach Auffassung der Bundesregierung aus dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 17. Juli 2002 (1 BvF 1/01, 1 BvF 2/01) 
ein Handlungsauftrag an den Gesetzgeber, weitergehende Reformen im 
Lebenspartnerschaftsrecht vorzunehmen? 

Das Urteil vom 18. Juli 2001 (1 BvQ 23, 26/01) enthält schon deshalb keinen 
Handlungsauftrag, weil es lediglich die Anträge auf Erlass einer einstweiligen 
Anordnung betrifft. Aber auch das Hauptsacheurteil des Bundesverfassungsge- 
richts vom 17. Juli 2002 (1 BvF 1/01; 1 BvF 2/01; BVerfGE 105, S. 313) enthält 
keinen Handlungsauftrag. Das Bundesverfassungsgericht stellt bei Handlungs- 
aufträgen üblicherweise fest, „der Gesetzgeber ist gehalten, die Rechtslage bis 
zum ... mit dem Grundgesetz in Einklang zu bringen“ (vgl. BVerfGE 109, 256, 
273). 


8. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass die unterschiedliche recht- 
liche Behandlung von Ehepartnern und Eingetragenen Lebenspartnem 
sachlich und rechtlich gerechtfertigt ist? 

a) Wenn nein, gedenkt die Bundesregierung, weitere rechtliche Schritte 
in Richtung einer Gleichstellung von Ehe und Eingetragener Lebens- 
partnerschaft vorzunehmen? 

b) Wenn ja, warum? 

Auf die Antworten zu den Fragen 4 bis 7 wird verwiesen. 


9. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass der Umstand, dass Lebens- 
partner gegenseitig unterhaltspflichtig sind und der unterhaltspflichtige 
Lebenspartner nach Steuerklasse 1 besteuert wird, diskriminierende Wir- 
kung hat gegenüber der Regelung für Eheleute? 

a) Wenn nein, warum nicht? 

b) Wenn ja, wie rechtfertigt die Bundesregierung diese Rechtslage für 
Eingetragene Lebenspartner? 

Auf die Antwort zu Frage 4 wird verwiesen. 


10. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass der Umstand, dass Lebens- 
partner gegenseitig unterhaltspflichtig sind und ihren Partner ggf. bis zum 
Tode pflegen, deimoeh aber bei der Erbsehaft- und Schenkungssteuer wie 
Fremde behandelt werden und durch eine schlechtere Steuerklasse und 
niedrigere Freibeträge erheblich stärker besteuert werden als Eheleute, 
diskriminierende Wirkung hat, und wenn nein, warum nicht? 

Auf die Antwort zu Frage 4 wird verwiesen. 


11. Ergeben sich aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Juli 
2001 (1 BvF 1/01, 1 BvF 2/01), wonach die wirtschaftliche Belastung 
durch Unterhaltspflichten für den Steuerpflichtigen ein besonderer und 
unvermeidbarer, die Leistungsfähigkeit mindernder Umstand ist, dessen 
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Nichtberücksichtigung gegen Artikel 3 Abs. 1 GG verstoßen kann, Konse- 
quenzen für den Gesetzgeber? 

a) Wenn nein, warum nicht? 

b) Wenn ja, welche? 

Auf die Antwort zu Frage 4 wird verwiesen. 

Die Unterhaltsverpflichtungen innerhalb der Lebenspartnerschaft werden be- 
reits jetzt im Rahmen des § 33a Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes 
berücksichtigt. 


12. Ergeben sich nach Auffassung der Bundesregierung aus dem Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts vom 29. April 2004 (6 AZR 101/03), wonach hin- 
sichtlich des Ortszuschlags nach dem Bundesangestelltentarifvertrag für 
Lebenspartner die Tariflücke entsprechend dem Regelungskonzept und 
dem mit der Gewährung des Ortszuschlags verbundenen Zweck system- 
konform nur durch Gleichstellung von Angestellten, die eine Lebenspart- 
nerschaft eingegangen sind, mit verheirateten geschlossen werden kann, 
Konsequenzen für den Gesetzgeber? 

a) Wenn nein, warum nicht? 

b) Wenn ja, welche? 

Nein. 

Das Urteil betrifft ausschließlich das tarifVertragliche Bezahlungssystem. Folge- 
rungen für das gesetzliche Bezahlungssystem der Beamtinnen und Beamten er- 
geben sich schon deshalb nicht, weil sich die Tarifvertragsparteien im Februar 
2005 auf eine Abschaffung der Ortszuschlagsregelungen verständigt haben. Seit 
Oktober 2005 erhalten die Tarifbeschäftigten des Bundes und der kommunalen 
Arbeitgeber nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst vom 13. Septem- 
ber 2005 keinen Ortszuschlag mehr. 


13. Entspricht die Auffassung des Bundesarbeitsgerichts (Urteil vom 
29. April 2004; 6 AZR 101/03), wonach die für Angestellte in einer 
Lebenspartnerschaft entstandene Regelungslücke durch eine analoge 
Anwendung der für verheiratete Angestellte geltenden Ortszuschlagsrege- 
lung des § 29 Abschnitt B Abs. 2 Nr. 1 BAT zu schließen ist, der Intention 
des Gesetzgebers bei der Verabschiedung des Lebenspartnerschaftsgeset- 
zes in der 14. Wahlperiode des Deutschen Bundestages? 

a) Wenn nein, warum nicht? 

b) Wenn ja, warum nimmt die Bundesregierung keine weiteren Anpas- 
sungen bei den beamtenrechtlichen Regelungen vor? 

Die Bundesregierung kann über die Intentionen des Gesetzgebers keine Aus- 
kunft geben. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 12 verwiesen. 


Nein. 


14. Hat die Bundesregierung Kenntnis über die Zahl der seit dem 1. Januar 
2005 erfolgten Stiefkindadoptionen durch Eingetragene Lebenspartner? 
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15. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass es zwischen heterosexuellen 
und homosexuellen Eltern einen Unterschied im Erziehungsverhalten ge- 
genüber Kindern gibt, und wenn ja, warum? 

Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse über Unterschiede im Erziehungs- 
verhalten zwischen heterosexuellen und homosexuellen Eltern. Auch die Anhö- 
rung im Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages zum Gesetz zur Überar- 
beitung des Lebenspartnerschaftsrechts am 18. Oktober 2004 hat speziell zu 
dieser Frage keine Erkenntnisse gebracht. 


16. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass im Interesse des Kindes- 
wohls die Stiefkindadoption für Eingetragene Lebenspartner einem ge- 
meinsamen Adoptionsrecht für Eingetragene Lebenspartner vorzuziehen 
ist? 

a) Werm ja, warum? 

b) Werm nein, wird die Bundesregierung geeignete Schritte unternehmen, 
um ein gemeinsaiues Adoptionsrecht für Eingetragene Lebenspartner 
einzuführen? 

Gemäß Artikel 6 Abs. 1 des für die Bundesrepublik Deutschland verbindlichen 
Europäischen Übereinkommens vom 24. April 1967 über die Adoption von 
Kindern darf die Rechtsordnung die Adoption eines Kindes nur zwei miteinan- 
der verheirateten Personen oder einer Person allein gestatten. Damit stellt sich 
die Frage nach der Vorzugswürdigkeit eines gemeinsamen Adoptionsrechts für 
Eingetragene Lebenspartner derzeit nicht. 

Die Bundesregierung sieht im Übrigen keine Grundlage, im Hinblick auf das 
Kindeswohl losgelöst vom Einzelfall allgemeine Feststellungen über Unter- 
schiede in der Wertigkeit beider Adoptionsformen zu treffen. 


17. Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass die Einzeladoption durch 
homosexuelle Frauen oder Männer dem Kindeswohl eher dient als eine 
gemeinsame Adoption durch Eingetragene Lebenspartner, in der zwei 
Partner gemeinsam Verantwortung für das Kind übernehmen? 

Auf die Antwort zu Frage 16 wird verwiesen. 


18. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass ein nur beschränktes Ad- 
optionsrecht für Eingetragene Lebenspartner in Form der Stiefkindadop- 
tion dazu beiträgt, Vorurteile gegen homosexuelle Frauen und Männer in 
Bezug auf ihre Erziehungsfähigkeit zu verstärken? 

Nein. 


19. Teilt die Bundesregierung die in der Pressemitteilung des bayerischen 
Ministerrats vom 19. April 2005 enthaltene Aussage, wonach Kinder 
nicht ohne ihren ausdrücklichen Willen ein Eltem-Umfeld erhalten dür- 
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fen, das mit dem Leitbild des Gmndgesetzes und der Rolle von Mutter 
und Vater nicht übereinstimme? 

a) Wenn nein, warum nicht? 

b) Wenn ja, warum? 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, Pressemitteilungen zu kommen- 
tieren, die weit über ein halbes Jahr alt sind. Maßgeblich sind die gesetzlichen 
Regelungen in Bezug auf Kinder eines Lebenspartners. 


20. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung ein hinsichtlich der von der 
bayerischen Staatsregierung im September 2005 vor dem Bundesverfas- 
sungsgericht eingereichten Klage gegen das Gesetz zur Überarbeitung des 
Lebenspartnerschaftsrechts? 

Das Bundesverfassungsgericht, dem nach Pressemitteilungen ein entsprechen- 
der Normenkontrollantrag vorliegt, hat der Bundesregierung bislang weder 
einen entsprechenden Schriftsatz zugestellt noch sie um Stellungnahme gebeten. 
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